Herrn Bundesaußenminister

Joschka Fischer

Berlin

Fax:  01888 / 1752083 oder als Ersatz 030 / 5000-3402

Datum: 
Ein Faires und Transparentes Verfahren für den Irak

statt Gläubiger-Gefeilsche hinter verschlossenen Türen

Sehr geehrter Herr Bundesminister Fischer,

am 17. November 2004 verhandelt der Pariser Club über etwa 125 Mrd. US-Dollar Aus​landsschulden des Irak. Wir fordern Sie auf: Setzen Sie sich dafür, dass über die Irakischen Auslandsschulden nicht im Pariser Club mit einer irakischen Interimsregierung verhandelt wird. Vielmehr soll das Moratorium verlängert werden, bis eine demokratisch gewählte irakische Regierung mit all ihren Gläubigern in einem rechtstaatlichen Verfahren verhandeln kann. Ein solches Verfahren muss unter der Leitung und Entscheidung einer unabhängigen Instanz stattfinden und die Legitimität der Saddam-Schulden berücksichtigen.

Die Bundesregierung ist durch zwei Bundestagsbeschlüsse und eine Selbstverpflichtung durch den Koalitionsvertrag gebunden:

“Die Bundesregierung setzt sich für ein faires und transparentes Verfahren (Staateninsolvenz) unter Einbeziehung aller Akteure, vor allem auch des Privatsektors, zur Lösung des Problems ein.“ (Koalitionsvertrag)

Wir fordern Sie auf: Setzen Sie diese Beschlüsse endlich um und treten Sie – erstmals bei den Schuldenverhandlungen zum Irak – für ein Faires und Transparentes Schiedsverfahren ein!

Teil eines jeden fairen und transparenten Verfahrens ist die Prüfung der Ansprüche – nicht nur im Blick auf ihre formale Gültigkeit, sondern auch hinsichtlich ihrer Legitimität (im Sinne des Konzepts der „Odious Debts“ von Alexander Sack). Sicherlich würde der überwältigende Teil der irakischen Schulden von einer unabhängigen Instanz als unrechtmäßig beurteilt. Allen Kreditgebern war bekannt, dass der Diktator Saddam mit den Krediten vor allem Angriffskriege, Unterdrückung seiner Bevölkerung und eigenen Reichtum finanzierte. Diese Kredite von einer demokratisch gewählten Regierung zurück zu fordern würde bedeuten, dass die Bevölkerung ein zweites Mal für die Diktatur von Saddam bezahlen muss.

Da die deutsche Industrie mehrfach – zuletzt bei einer Tagung des Schuldenbündnisses erlassjahr.de und der Friedrich-Ebert-Stiftung im März 2004 – versichert hat, mit Waffenverkäufen nichts zu tun und mit Hermeskrediten nur Projekte finanziert zu haben, die der irakischen Bevölkerung nützten, hätte Deutschland von Aufklärung im Rahmen eines Fairen und Transparenten Schiedsverfahrens wenig zu befürchten.

Ich bitte Sie daher, mir mitzuteilen, wie Sie und die Bundesregierung die Verpflichtung aus den Beschlüssen des Bundestages und dem Koalitionsvertrag im Fall des Irak umsetzen werden.

Mit freundlichen Grüßen

